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Antrag der SVP-Fraktion – Bereinigte Fassung 
 

vom 23. Juni 2014 

 

 

 

Traktandum RG 049/2014: 1. Gesetz über die Pensionskasse Kanton Solothurn (PKG); 

2. Vorsorgereglement der Pensionskasse Kanton Solo-

thurn 

 

Beschlussesedntwurf 1: 

 

§ 8 Absatz 1 Buchstabe b soll lauten:  

b) für die versicherten Personen ab Alter 25 bis zur Vollendung des ordentlichen Rentenalters 

der Männer nach Bundesrecht: 15.5 Prozent des versicherten Lohnes. 

§ 12 Absätze 2 und 3 sollen gestrichen werden. 

§ 12 Absatz 4 soll lauten: 
4 Im Falle einer Unterdeckung und sofern andere Massnahmen zu deren Behebung innerhalb 

einer angemessenen Frist voraussichtlich nicht ausreichen, leisten die Arbeitgeber ab dem 

1. Januar des Folgejahres folgende Sanierungsbeiträge auf den versicherten Löhnen: 

a) bei einem Deckungsgrad von 98 Prozent und höher mindestens 2 Prozent, maximal 3 Pro-

zent; 

b) bei einem Deckungsgrad von 95 Prozent und höher mindestens 3 Prozent, maximal 4 Pro-

zent; 

c) bei einem Deckungsgrad von 90 Prozent und höher mindestens 4 Prozent, maximal 6 Pro-

zent; 

d) bei einem Deckungsgrad unter 90 Prozent mindestens 6 Prozent, maximal 8 Prozent. 

§ 12 Absatz 6 soll lauten: 
6 Sofern sich die Massnahmen nach den Absätzen 4 und 5 als ungenügend erweisen, kann von 

den Rentnern im Rahmen der bundesrechtlichen Möglichkeiten ein Beitrag zur Behebung der 

Unterdeckung erhoben werden. 

§ 12 Absatz 7 soll lauten: 
7 Erweisen sich die Massnahmen nach den Absätzen 4 bis 6 als ungenügend, kann die Pensi-

onskasse im Rahmen der Schattenrechnung nach BVG den Mindestzinssatz nach BVG wäh-

rend der Dauer der Unterdeckung im Rahmen der bundesrechtlichen Möglichkeiten unter-

schreiten. 

§ 24 V1 Absatz 2 Buchstabe b soll lauten: 

b) einen Beitrag von 5 Prozent auf den versicherten Löhnen ihrer Versicherten gemäss § 8 

Absatz 1 Buchstabe b. 
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§ 24 V1 Absatz 3 Buchstabe b soll lauten: 

b) einen Beitrag von 5 Prozent auf den versicherten Löhnen seiner Versicherten gemäss § 8 

Absatz 1 Buchstabe b. 

§ 25 V1 Absatz 3 Satz 1 soll lauten: 

Der Regierungsrat kann den in § 24 Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 3 Buchstabe b festge-

legten Beitragssatz von 5 Prozent reduzieren, wenn die gesamte Annuität des Kantons ge-

mäss § 24 Absatz 1 durch die reduzierten Beiträge zusammen mit den festen Annuitäten des 

Kantons Solothurn unter Berücksichtigung einer Sicherheitsmarge voraussichtlich abgedeckt 

ist. 

Variante 2: 

§ 24 V2 Absatz 2 soll lauten: 

Die Träger der Volksschulen leisten in der Zeitspanne von 2015 bis und mit 2054 einen Beitrag 

von 5 Prozent auf den versicherten Löhnen ihrer Versicherten gemäss § 8 Absatz 2 Buchstabe 

a. 

§ 24 V2 Absatz 3 Buchstabe b soll lauten: 

a) einen Beitrag von 5 Prozent auf den versicherten Löhnen seiner Versicherten gemäss § 8 

Absatz 1 Buchstabe b; 

§ 25 V2 Absatz 2 Satz 1 soll lauten: 

Der Regierungsrat kann zuerst den in § 24 V2 Absatz 3 Buchstabe a erwähnten Beitragssatz 

des Kantons von 5 Prozent und danach auch den in § 24 V2 Absatz 2 erwähnten Beitragssatz 

der Träger der Volksschulen von 5 Prozent reduzieren, wenn die gesamte Annuität des Kan-

tons gemäss § 24 V2 Absatz 1 durch die reduzierten Beiträge unter Berücksichtigung einer 

Sicherheitsmarge voraussichtlich abgedeckt ist. 

 

 

Begründung: 

 

Mit der Zustimmung zum Antrag ist sichergestellt, dass die Arbeitgeber und somit die öffent-

liche Hand stärker entlastet wird und die Destinatäre stärker, aber immer noch mit weit we-

niger als 50 Prozent, zur Sanierung beitragen. Das Beitragsverhältnis beträgt 55,5 Prozent für 

die Arbeitgeber und 44,5 Prozent für die Arbeitnehmer. Somit können 5 Prozent der Arbeit-

geberbeiträge anstatt 3,5 Prozent gemäss dem Vorschlag der Regierung für die Ausfinanzie-

rung verwendet werden. Damit können Steuererhöhungen vermieden werden. 
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